
Zusammenfassung
Bürgerstiftungen erfuhren in den letzten Jahren Un-
terstützung durch eine Politik, die freiwillige Eigen-
verantwortung und Mitgestaltung der Bürger und
Bürgerinnen im und am Gemeinwesen hervorhob.
Die politische Unterstützung geht einher mit dem
Umbau des Sozialstaates, der für viele Fachkräfte
der Sozialarbeit auch eine Zäsur der „Erfolgsstory
Soziale Arbeit“ bedeutet. Bürgerstiftungen sind je-
doch keine beliebig einsetzbaren Lückenbüßer für
schwieriger gewordene staatliche Finanzierungen,
sondern betonen ihre Eigenständigkeit im kommu-
nalen und regionalen Raum.
Abstract
Within the last years, citizens foundations have seen
the support by a policy which has emphasised the
citizens’ voluntary self-responsibility and their parti-
cipation in the organisation within and at the com-
munity. Political support is being accompanied by
rebuilding the social state which, for many people
working in the social field, also means a break with
the so-called social work success story. Citizens
foundations, however, are not a stopgap which arbi-
trarily may be used in cases where financing by the
state has become quite difficult. Rather they stress
their independence in the local and regional area.
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Einleitung
Der europäische Wirtschaft- und Stabilitätspakt aus
dem Jahre 1997 wird als ein markanter Wendepunkt
in der bisherigen Entwicklung der Sozialen Arbeit
bezeichnet. Spätestens ab diesem Zeitpunkt begann
die sich ab Mitte der 1970er-Jahre abzeichnende
„Erfolgsstory Soziale Arbeit“auf der Stelle zu treten.
Bisherige staatliche Zuschüsse flossen nicht mehr
im gewohnten Maße, weil ein umfassender Umbau
des Sozialstaats angestrebt wurde. Die Diskussion
reißt seither nicht mehr ab; charakteristisch ist da-
bei, dass die ursprüngliche Diskussion um Einspar-
möglichkeiten immer deutlicher an die Pflicht zur
Einsparnotwendigkeit gekoppelt wurde. Die Konzen-
tration trug dazu dabei, dass zwischenzeitlich jeg-

liche Tätigkeit im Sozialbereich durch finanzielle Maß-
gaben gesteuert wird. Ein bislang noch nicht näher
quantifizierbarer Anteil der Tätigkeit von Sozialar-
beiterinnen und Sozialarbeitern wird seither durch
diesen Themenkomplex gebunden. Diese lang anhal-
tende Diskussion, von nicht wenigen Praktikern und
Praktikerinnen als Last aufgefasst, provoziert auch
neue Sichtweisen und Haltungen.Ronald Lutz (2005)
ist sogar der Ansicht, Grundzüge einer„erschöpften
Sozialarbeit“zu erkennen. Kennzeichnend für seine
Auffassung ist, dass Soziale Arbeit unabdinglich mit
gesellschaftlichen Umbrüchen verquickt ist, sie ihre
geschichtlich begründete Identität zu verlieren droht,
inzwischen selbst heftig nach Orientierungen sucht,
zu denen auch neue Organisations- und Trägerfor-
men gehören.

Das Totenglöcklein der bisherigen Sozialarbeit läu-
ten zu hören, ist trotz solcher begründeter Zustands-
und Zeitdiagnosen zwar möglich, aber nicht ange-
messen. Gewiss ist: Sozialarbeit wird als hauptbe-
rufliche und/oder ehrenamtliche Tätigkeit nach wie
vor gebraucht; ob damit eine Bestätigung der gegen-
wärtigen Ausprägungen und die auch traditionell be-
gründeten institutionalisierten Zielsetzungen dauer-
haft Bestand haben werden, steht jedoch auf einem
anderen Blatt.

Bereits heute gehört es zu einer konzeptionell ope-
rierenden Sozialarbeit, neuere Rahmenbedingungen
auf ihre Anwendbarkeit hin zu überprüfen, um sich
innerhalb der nationalen und europäischen Gesell-
schaft aufzustellen. Diese Rahmenbedingungen um-
fassen auch eine gezielte Beschäftigung mit der Aus-
breitung von Bürgerstiftungen. Sie wurden in den
letzten Jahren durch die Politik stark gefördert, weil
sie einerseits zivilgesellschaftliche Vorannahmen er-
füllen und andererseits auch idealtypisch das frei-
willige Engagement von Bürgern und Bürgerinnen
an der Mitgestaltung der Gesellschaft fördern. Die
Soziale Arbeit, als ein wichtiger gesellschaftlicher
Topos, hofft, nicht nur durch die bereits bestehen-
den Bürgerstiftungen zu profitieren, sondern sich
selbst auch an der allmählichen Ausbreitung lang-
fristig zu beteiligen.

In diesem Beitrag werden daher einige Fragestellun-
gen aufgegriffen, die Bürgerstiftungen und Soziale
Arbeit in Beziehung setzen. Neben dieser Absicht ist
das Ziel vorherrschend, die Frage nach Gestaltungs-
und Beschäftigungsmöglichkeiten in Umrissen zu
klären. Durch unsere Mitarbeit im Rahmen der 2005
gegründeten„Bürgerstiftung Köln“ist es zudem auch
möglich, aktuelle Erfahrungswerte aus der Praxis zu
berücksichtigen.

370 Soziale Arbeit 10.2006

Bürgerstiftungen und 
Soziale Arbeit?
Gemeinsamkeiten, offene Fragen
und Weiterentwicklungen
Hugo Maier; Martin Rüttgers

https://doi.org/10.5771/0490-1606-2006-10-370 - Generiert durch IP 216.73.217.60, am 08.05.2026, 03:07:10. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0490-1606-2006-10-370


Historische Anmerkungen zu Stiftungen 
und Sozialer Arbeit
Stiftungen sind schon seit dem Mittelalter bekannt.
Ein Teil von ihnen besteht auch noch in der Gegen-
wart, zum Beispiel in Form von Hospitälern, die heut-
zutage moderne Alten- und Pflegeheime betreiben.
Ein anderer Teil legte den ideellen, finanziellen und
institutionellen Grundstock für die Arbeit mit behin-
derten Menschen; auch er betreibt Facheinrichtun-
gen, die sich längst gegenwärtigen Bedingungen
angepasst haben.

Traditionsgemäß lassen sich Stiftungen als organi-
satorische Vorläufer der Sozialen Arbeit identifizie-
ren, die zunächst hauptsächlich mit christlichen,
später philanthropischen und bürgerlichen Wurzeln
sowie Leitzielen verbunden waren. Der großzügige
Umgang mit dem, was als Soziale Arbeit bezeichnet
wird, lässt eine durchaus überraschende Konzentra-
tion erkennen, wenn man das Verhältnis zwischen
Stiftungen und Sozialer Arbeit am Ende des 19. Jahr-
hunderts betrachtet. Jene Phase also, die Wehler
(1995) als das „erste deutsche Wirtschaftswunder“
bezeichnet, das ab zirka 1890 bis zum Ausbruch des
Ersten Weltkriegs andauerte. In dieser Zeit entstand
neben steuerfinanzierten Modellen zum Unterhalt
von Einrichtungen für Menschen in unterschiedlichen
Notsituationen bereits eine Reihe von Stiftungen, die
heute noch von Bedeutung sind, wie das Beispiel
Frankfurt am Main zeigt.Richard Merton (1848-1916),
um einen bedeutsamen Stifter hervorzuheben, mach-
te sich nicht nur um die Gründung der dort 1914 er-
öffneten Stiftungsuniversität verdient, sondern prägte
die städtische, regionale und reichsweite Entwick-
lung der praktischen Sozialarbeit mit. Seinen gesell-
schaftspolitischen Vorstellungen zufolge stellte er
der Omnipräsenz des Konturen gewinnenden Sozial-
staates eine Alternative gegenüber, die vor allem
auf die Beteiligung der Bürger und Bürgerinnen im
und am Staat abzielte: Der Wille zur Mitgestaltung
und Mitverantwortlichkeit sollte somit durch privat-
wirtschaftliche Überlegungen und Strategien geför-
dert werden. Eine besondere Art der Bürgergesell-
schaft wurde so in Ansätzen antizipiert, allerdings
nicht nur als theoretisches Modell, sondern als eine
verwirklichte Form der praktischen Unterstützung
und Hilfeleistungen.

Es mag durchaus lohnend sein, diesen zeitlichen
Hintergrund für die Entwicklung der Sozialen Arbeit
noch genauer als bisher geschehen in den Blick zu
nehmen. Allein die Tatsache, dass sich Frauen aus
dem Wirtschafts- und Bildungsbürgertum in dieser
Wachstumsphase verstärkt der Sozialen Arbeit zu-
wandten, könnte auch den Blick weiten: Neben dem

Staat und den sich reichsweit organisierenden Wohl-
fahrtsverbänden existierten auch (lokale und regio-
nale) Initiativen, die flankierend die Professionali-
sierung der Sozialen Arbeit förderten, weil sie einer-
seits auf qualifizierte Mitarbeitende angewiesen und
andererseits mit den gängigen Erklärungsmodellen
zur Genese und zu Verlaufsformen von sozialen Pro-
blemen nicht in Gänze einverstanden waren.Voraus-
setzung für diese Art der Entwicklung war jedoch,
dass auch Frauen verantwortlich Rechtsgeschäfte
tätigen konnten und sich ökonomische und juristi-
sche Handlungsprinzipien zu eigen machten. Ließe
sich dieser Ansatz verifizieren, so müsste der bishe-
rigen Entwicklung der Stiftungsgeschichte, geprägt
durch die allgemeinen Stichworte Verkirchlichung,
Verweltlichung, Verstaatlichung noch ein weiteres,
nämlich die zunehmende und verantwortliche Be-
teiligung von Frauen, hinzugefügt werden.

In der Bundesrepublik Deutschland sind Stiftungen
rechtlich abgesichert. Jedes Bundesland verfügt über
ein eigenes Stiftungsrecht, was als nicht ganz un-
problematisch gilt, zumal damit auch die Gefahr
eines „Stiftungsgefälles“ nicht völlig auszuschließen
ist. Die Diskussion um die Frage der steuerlichen
Behandlung und Bewertung von Stiftungseigentum
führte in den Vergangenheit dazu, dass im mehrfa-
chen Sinne von „Verstaatlichung“gesprochen wurde.
Erfüllen Stiftungen jedoch die drei Wesenselemente
Zwecksetzung, Vermögen und Eigenorganisation, so
bewegen sie sich in einem rechtlichen Rahmen, der
Gründung, Existenz und Fortdauer garantiert. Auch
in anderen europäischen Ländern existieren Stiftun-
gen. Beispielsweise sind in der Schweiz zirka 7 000
Stiftungen registriert und anerkannt, in Österreich
wurde eine „stiftungsfreundliche Entwicklung“
wahrgenommen und Frankreich schaffte nach der
Revolution von 1789 Stiftungen radikal ab, um sie
später unter strengeren Auflagen wieder zuzulassen
(Appel 2004).

Politische Förderung von Bürgerstiftungen
Die Diskussionen über die Stärkung des freiwilligen
bürgerschaftlichen Engagements in der Bundesre-
publik Deutschland brachte neuen Schwung in die
Debatte über politisch erwünschte und förderbare
Strategien. So benennt beispielsweise die Enquete-
Kommission „Zukunft des Bürgerschaftlichen Enga-
gements“des Deutschen Bundestages (2003) zahl-
reiche Instrumente und Handlungsempfehlungen
zur strukturellen Stärkung des Engagements, die
Bund, Länder, Kommunen, Unternehmen und gemein-
nützige Organisationen anregten, ihre Förderstrate-
gien zu modernisieren. Die Einrichtung von Bürger-
stiftungen wird dabei als ein geeignetes Instrument
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genannt, um bürgerschaftliches Engagement nach-
haltig zu steigern. Inzwischen haben sich bereits viele
Bürgerinnen und Bürger davon überzeugen lassen.
Selbst Banken und Kirchen zeigen sich aus unter-
schiedlichen Motivationen gegenüber dem Bera-
tungsbedarf von Stiftern sehr aufgeschlossen. Beide
Institutionstypen versprechen sich nämlich an einem
eventuell noch breiter verlaufenden Trend eine lang-
fristige Teilhabe. Gerade Banken mit genossenschaft-
lichem Hintergrund entwickeln eifrig Strategien, in-
dem sie nicht unerhebliche Förderbeiträge, zuvor
erwirtschaftet durch Finanzgeschäfte, bei Neugrün-
dungen in Aussicht stellen. Einige Banken haben Mit-
arbeitende als „Stiftungsmanager“qualifiziert, die
an der Nahtstelle Bank- und Bürgerinteressen
durchaus erfolgreich operieren.

Trotz flankierender Maßnahmen ist der Erfolg noch
nicht so durchschlagend wie politisch erwünscht.
Derzeit wird in Deutschland von über 100 bereits
gegründeten Bürgerstiftungen ausgegangen. In Ex-
pertenkreisen wird vermutet, dass es darüber hin-
aus eine Vielzahl weiterer Gesprächs- und Initiativ-
kreise gibt, die sich noch in der Gründungsphase be-
finden. Berücksichtigt man dabei, dass im Jahr 2005
das Geldvermögen der privaten Haushalte 4 067 Mil-
liarden Euro betrug, dann wird einigermaßen deut-
lich, welche gewaltigen Potenziale noch aktiviert
werden können.

Die bisherigen Bürgerstiftungen sind im gesamten
Land geographisch nicht gleichmäßig verteilt. So
weist die „Deutschlandkarte“der„Initiative Bürger-
stiftungen“ regionale Schwerpunkte für das Rhein-
land, Ostwestfalen-Lippe, den Großraum Hannover
und die Rhein-Neckar-Region aus. Der Trend scheint
inzwischen jedoch auch in anderen Regionen ange-
kommen zu sein: Allein im RegierungsbezirkTübingen
wurden im Jahr 2005 insgesamt 26 Stiftungen ge-
gründet, unter ihnen auch Bürgerstiftungen.

Grundmerkmale von Bürgerstiftungen
„Bürgerstiftungen sind Einrichtungen von Bürgern für
Bürger, die durch das Sammeln von kleinerem und
mittlerem Vermögen kulturelle, soziale, bildungspo-
litische und sonstige gemeinnützige Ziele unterstüt-
zen. Die Bürger, welche die Stiftung tragen, werden
über entsprechende Gremien an der Mitwirkung und
Mitgestaltung beteiligt“, definiert die Aktive Bürger-
schaft e.V. (2002), was sie unter dem Begriff versteht.
Der„Arbeitskreis Bürgerstiftungen“des Bundesver-
bandes Deutscher Stiftungen (2004) nannte zehn
unabdingbare Merkmale, die erfüllt sein müssen,
um von einer Bürgerstiftung sprechen zu können:
Gemeinnützigkeit, Gemeinschaftlichkeit, Unabhän-

gigkeit, geographisch begrenzter Wirkungsraum,
Dauerhaftigkeit, breiter Stiftungszweck, Förderung
bürgerschaftlichen Engagements, Öffentlichkeitswirk-
samkeit, Netzwerkarbeit, Transparenz und Rechen-
schaftspflicht.

Ziel einer Bürgerstiftung ist es, möglichst vielen Bür-
gerinnen und Bürgern auf dieser Basis Möglichkeiten
zu eröffnen, spezifische Beiträge für das Gemeinwohl
zu leisten. Häufig werden diese in den Förderberei-
chen Bildung und Erziehung, Jugend- und Altenhilfe,
allgemeine Soziale Arbeit sowie im Umwelt- und
Naturschutz erbracht. Weitere Förderungsbereiche
sind beispielsweise Kultur, Wissenschaft, Forschung,
Heimatpflege und Sport. Die Stiftungszwecke wer-
den in den jeweiligen Satzungen verankert. Eine all-
zu enge Eingrenzung des Stiftungszwecks wird je-
doch nach Möglichkeit vermieden. Bürgerstiftungen
sollen nämlich auch perspektivisch in der Lage sein,
mit Schwerpunkten langfristig variabel umzugehen,
um somit auf neue Bedarfslagen vor Ort reagieren
beziehungsweise neue Impulse setzen zu können.
Neben gemeinwohlorientierten Zielsetzungen spie-
len auch private steuerliche Fragen bei Stiftern und
Zustiftern eine bisweilen nicht unerhebliche Rolle.
Die Auseinandersetzung damit führt vielerorts zu
der Meinung, dass durch Stiftungsgründungen dem
Staat Steuern vorenthalten werden (Kocka 2004).

Bürgerstiftung Köln
Grundsätzlich unterscheiden sich Bürgerstiftungen
nicht von anderen Stiftungen. Sie sind ebenso an
Gesetze gebunden und werden nach Vorlage und
Prüfung der Stiftungssatzung und des notariell be-
glaubigten Stiftungsgeschäfts durch die Stiftungs-
aufsichtsbehörde anerkannt. Zusätzlich wird die
steuerrechtliche Seite der Gemeinnützigkeit durch
die zuständige Finanzdirektion überprüft.

Neu ist jedoch, dass grundsätzlich nicht mehr nur
ein Stifter oder eine Stifterin den Willen erklärt und
eine Gründung veranlasst, sondern sich eine unter-
schiedliche Anzahl von Bürgerinnen und Bürgern mit
durchaus differenzierten Vorstellungen und heteroge-
nen Interessen zu einer Stiftergemeinschaft zusam-
menschließen kann. Die Gründungsphase der„Bür-
gerstiftung Köln“zeigt exemplarisch, dass der Zu-
sammenschluss zu einer Stiftergemeinschaft syste-
matisch gefördert werden kann. So ging die dortige
Initiative zur Gründung der Bürgerstiftung 2003 vom
Verein KölnAgenda e.V. aus, der mit Hilfe einer wis-
senschaftlichen Begleitforschung (Rüttgers; Schwarz
2004) einen Initiativkreis ins Leben rief, um gezielt
die Gründung der Bürgerstiftung Köln voranzubrin-
gen. Am Initiativkreis nahmen etwa zehn Bürger und
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Bürgerinnen teil, überwiegend mit akademischer Aus-
bildung und zu den besser Verdienenden zählend,
die über Partei- und Verbandsgrenzen hinaus Initia-
tive für„ihre“Stadt ergreifen wollten. Ausländische
Mitbürger und Mitbürgerinnen oder zwischenzeit-
lich Eingebürgerte beteiligten sich nicht.

Über zwei Jahre lang bereitete der Initiativkreis die
Stiftungsgründung vor. Die Vorbereitungszeit war
von einer anspruchsvollen Aufgabenteilung unter
den Akteuren, einer produktiven projektbezogenen
Zusammenarbeit sowie einem erheblichen und über-
durchschnittlichen Maß an freiwilligem Engagement
geprägt. Als bekannt wurde, dass sich auch andere
Initiativen gefunden hatten, um eine Bürgerstiftung
Köln zu gründen, führte dies zu einer zusätzlichen
Dynamik. Sowohl Arbeits- als auch Zeitdruck nahmen
zu, um nicht gegenüber anderen Initiativen das Nach-
sehen zu haben. Dabei ging es vor allem auch um
die Frage, wer den Namen Bürgerstiftung Köln für
sich in Anspruch nehmen darf.

Am 17. Juni 2005 wurde die Bürgerstiftung Köln ge-
gründet und mit einem Kapital vom 50 000 Euro aus-
gestattet. Unter den 51 Gründungsstiftern befinden
sich 15 Frauen und 35 Männer sowie ein öffentlich-
rechtliches Kreditinstitut. Über die Hälfte der Grün-
dungsstiftenden ist älter als 50 Jahre, nur eine Stif-
terin ist jünger als 30 Jahre. Die Stiftergemeinschaft
stellt in etwa einen Querschnitt der Kölner Bevölke-
rung dar. Alle demokratischen politischen Parteien
sind durch die Gründungsstifter ebenso repräsentiert
wie die großen Konfessionen.Vertreten sind akade-
misch ausgebildete Vertreter und Vertreterinnen so-
zialer Professionen wie der Politologie, Sozialpäda-
gogik und Pädagogik, lediglich ein Gründungsstifter
verfügt über einen Migrationshintergrund.

Die Bürgerstiftung Köln hat ihren aktuellen Schwer-
punkt auf das Querschnittsthema bürgerschaftliches
Engagement und Bürgerbeteiligung gelegt. Ein erster
Projektwettbewerb „Kölner stiften Zukunft“ wurde
schon durchgeführt. Ziel des Wettbewerbs ist es, die
Vielfalt bürgerlichen Engagements in der Stadt sicht-
barer zu machen und besonders herausragende Pro-
jektbeispiele zu prämieren, um damit auch deren
Fortbestand zu gewährleisten.

Bürgerstiftungen als „neue“Träger 
für die Soziale Arbeit?
Bereits in den 1980er-Jahren hat es unter Sozialar-
beiterinnen und Sozialpädagogen mächtig gegärt,
insbesondere bei jenen, die nicht mehr willens wa-
ren, sich jeglichen institutionellen Bedingungen zu
unterwerfen. Eine Folge davon war, dass Kleinein-

richtungen, geprägt durch einen parteipolitisch be-
einflussten Zeitgeist –„Small is beautiful“– gegrün-
det wurden. Markant für sie war, dass sie eine klien-
ten- und gesellschaftsnähere Sozialarbeit anboten.
Der belebende Schwung ist jedoch inzwischen weit-
gehend verebbt, die Impulse zur Mitgestaltung sind
jedoch geblieben.

Angesichts der Tatsache, dass nunmehr auch die
Arbeitslosigkeit unter den in der Sozialarbeit Tätigen
steigt und davon vor allem die unter 35-Jährigen
betroffen sind, ist die Suche nach neuen Finanzie-
rungsmodellen für die Soziale Arbeit gewissermaßen
unabdingbar. Die Gründung von Bürgerstiftungen
gilt dabei als ein zukunftsträchtiges Modell, das bei
näherer Betrachtung vermutlich auch gute Chancen
zu einem innovativen Trägermodell mit europäischer
Perspektive hat. Gefordert sind jedoch nicht nur die
finanziellen Ressourcen. Mindestens ebenso gefragt
sind Kenntnisse zur Handhabung ökonomischer, ju-
ristischer und technischer Fragen. Nicht zuletzt geht
es auch um Netzwerkarbeit, um bislang brachlie-
gende Ressourcen zu erkennen und zu aktivieren.
Begünstigend für Gründungen ist überdies, dass
Eigentümer von nennenswertem Vermögen, häufig
erwirtschaftet während des „Wirtschaftswunders“
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ab den späten 1950er-Jahren, nach Möglichkeiten
suchen, dieses sinnvoll und nachhaltig anzulegen.
Ihnen steht neben der aktiven Beteiligung an der
Gründung von Bürgerstiftungen die attraktive Mög-
lichkeit offen, Zustiftungen zu tätigen. Dabei gehen
Zustiftende von einer ideellen Bringschuld gegen-
über der Gesellschaft aus, in welcher sie selbst oder
ihre Familien Vermögen erwirtschaftet haben.Viele
von ihnen wollen ihr Vermögen nicht an anonyme
Institutionen und Verbände vererben, sondern eher
an überschaubare lokale und regionale Einrichtun-
gen. Dass dabei im einen oder anderen Falle auch
persönliche Eitelkeiten im Spiel sein können, ist
verzeihlich. Eine aufgeschlossene Sozialarbeit darf
die Augen vor dieser Entwicklung nicht verschließen.
Ihr kommt die Aufgabe zu, geeignete Instrumente
und Strategien zu entwickeln, um konstruktiv auf
gesellschaftliche Veränderungen aufmerksam zu
machen. Nützlichkeit und Notwendigkeit stellen
dabei zwei unabdingbare Parameter dar.

Fachkräfte Sozialer Arbeit 
als Stiftungsgründende?
Immer öfter wird auch unter Sozialarbeitern und
Sozialpädagoginnen diskutiert, selbst die Initiative
zur Gründung von Bürgerstiftungen und Gemein-
schaftsstiftungen in die Hand zu nehmen. Derzeit
aber schon von einer breiten Aufbruchstimmung zu
sprechen, wäre verfehlt. Den Diskutanten ist dabei
klar, dass solche Initiativen, sollten sie in einem brei-
ten Rahmen durchgesetzt werden, einen erheblichen
Mentalitätswandel, wenn nicht sogar einen Paradig-
menwechsel nach sich ziehen würde. Sozialarbeit in
der selbstständigen Rolle der gesellschaftlichen Mit-
gestaltung ist eher neu und löst die eingefahrene
Sichtweise ab, welche die Sozialarbeit grundsätzlich
am Tropf des Sozialstaates sieht.

Es gibt jedoch nicht wenige dieser Berufsgruppen,
die in einem entsprechenden Mentalitätswandel ei-
ne Zukunft sehen wollen und dies aus zwei haupt-
sächlichen Gründen: Zum einen scheint die politi-
sche Gangart darin zu bestehen, möglichst viele
institutionelle Stellen für hauptberufliche Mitarbei-
tende abzubauen. An ihre Stelle werden weniger
Qualifizierte eingesetzt, die erheblich weniger Per-
sonalkosten verursachen. Nicht selten wird dabei
dann nach „Ein-Euro-Jobbern“ Ausschau gehalten.
Zum anderen zeichnet sich ein Trend ab, Unterneh-
men in Form von Corporate Citizenship, Corporate
Involvement oder Corporate Volunteering ihren Mit-
gestaltungswillen von Gemeinwesen zum Ausdruck
bringen zu lassen. Bürgerstiftungen greifen solche
Trends auf. Sie tragen dazu bei, dass langfristige ge-
meinwohlorientierte Aspekte und nicht ausschließ-

lich wirtschaftliche Ad-hoc-Interessen im Vorder-
grund stehen. Sozialpädagogen und Sozialarbeite-
rinnen verknüpfen damit die berechtigte Hoffnung,
selbst wieder maßgeblich ihre eigene Arbeit mitzu-
gestalten.

Allgemeine Wirtschaftssozialarbeit
Die an vielen Stellen aufbrechenden Überlegungen
zur verantwortlichen strukturellen Weiterentwick-
lung der Sozialen Arbeit verfügen noch über keine
zentralen Orte, an denen sie systematisch aufberei-
tet, dokumentiert, evaluiert und analysiert werden.
Die bisherigen strukturellen Deutungsmuster einer
vorwiegend staatlich subventionierten Sozialarbeit
erweisen sich zwischenzeitlich als meist unzuläng-
lich, wenn es darum geht, gesellschaftliche Entwick-
lungen mit sozialarbeiterischen Notwendigkeiten zu
verbinden. Anstelle systematischer Analyse herrscht
zufällige Bewertung. Die fehlende Autonomie einer
Theorie der Sozialarbeit trägt überdies dazu bei, dass
immer mehr ökonomische Prinzipen, ohne genügend
auf den Prüfstand gekommen zu sein, geradezu
kritiklos übernommen werden.

Allgemeine Wirtschaftssozialarbeit könnte zum zen-
tralen Ort der wissenschaftlichen Aufarbeitung, Ge-
staltung und Weiterentwicklung werden. Ihr kommt
die anspruchvolle Aufgabe zu, die anhaltende Diver-
sifikation der Sozialen Arbeit befriedigend zu be-
schreiben und zu inventarisieren, um den derzeiti-
gen Status quo zu erfassen. Von einem praktischen
Standpunkt aus betrachtet tritt sie als Verbindungs-
glied zwischen Bürgerschaft und Staat wie auch als
Verbindungsglied zwischen Bürgerschaft und Wirt-
schaft auf. Durch diese Konstellation erwachsen
überschaubare Risiken, die beschreibbar sind, aber
auch Fragen, die bislang nur unzureichend geklärt
wurden. Es geht um Fragen der Eigenständigkeit
und Kooperationsfähigkeit, um Aufsicht und Verant-
wortung. Nicht „Managerialismus” ist primär ge-
fragt, sondern langfristige, verlässliche Mitgestal-
tung, nicht Sektorisierung und Parzellisierung, son-
dern Beteiligung, Chancengerechtigkeit und Chan-
cenreichtum.

Aus dieser Perspektive betrachtet stellen Bürgerstif-
tungen ein geradezu belebendes Ferment für die
Soziale Arbeit dar. Ihre Ausbreitung zeigt einerseits,
dass Gestaltungsmöglichkeiten von einer gesell-
schaftlichen Schicht ausgehen, der traditionsgemäß
unterstellt wurde, nur wenig Interesse an der Lösung
sozialer und individueller Probleme zu haben, nicht
zuletzt auch deshalb, weil sie selbst zu Adressaten
des Sozialstaates geworden waren. Andererseits ver-
weist sie darauf, dass der Gebrauch sozialarbeiteri-
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scher Kräfte (Kessl 2005) – zwar längst entdeckt –
gegenüber eingeschliffenen Routineabläufen jedoch
verteidigt werden muss. Die bisherige „Erfolgsstory
Soziale Arbeit“gerät somit nicht dauerhaft ins Sto-
cken, sondern sucht nach neuen Partnerschaften,
die berechtigterweise auch neue und offene Sicht-
weisen einfordern, die letztlich allen Beteiligten zu-
gute kommen sollen.

Das Modell Bürgerstiftung bietet somit Möglichkei-
ten, Fachleute und Klientel der Sozialarbeit, Bürger
und Bürgerinnen sowie unterschiedliche Institutio-
nen und Organisationen an einen Tisch zu bekom-
men. Im Entscheidungsfalle verfügen alle Beteilig-
ten über dasselbe Recht, unabhängig davon, welche
Geldsumme sie in die Stiftung eingebracht haben,
jede Stimme ist gleichberechtigt. Die Möglichkeit,
kommunale, regionale, ökonomische und kulturelle
Netzwerke zu nutzen, Kompetenzen und Ressourcen
zu heben und eine lebensortnahe Soziale Arbeit zu
initiieren, könnte somit eine bislang noch nie er-
reichte Strukturqualität hervorbringen.
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Zusammenfassung
Coaching ist als spezifische Form der Beratung von
Managern und Führungskräften auf dem Dienstleis-
tungsmarkt seit längerem etabliert und sehr erfolg-
reich. Eine diskursive Auseinandersetzung mit die-
sem Thema innerhalb der Sozialen Arbeit fand bis
dato nur am Rande statt, obgleich ein konkreter Blick
auf die Themen, Inhalte, Anlässe und Vorgehenswei-
sen eine sehr deutliche Analogie zur Sozialpädago-
gik, vor allem jedoch zur Supervision offenbart. Vor-
liegender Artikel ist ein Plädoyer dafür, das „klassi-
sche“Coaching in seinen dezidiert sozialpädagogi-
schen Elementen zu enttarnen, um es in der Zukunft
verstärkt auch für die Soziale Arbeit zu erschließen.
Abstract
Coaching, as a special form of consulting managers,
has been established and is very successful for some
time. Inside social work, coaching has only margi-
nally been under discussion, even though many terms
in the established coaching-community point out
explicit themes and contents in social pedagogy and
primarily in supervision. The present article pleads
to find the decidedly social pedagogical elements in
the discussion of coaching with the aim to open up
new resources and potentials for a modern and pro-
fessional social work in future.
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Coaching – eine neue helfende Profession? 
Derzeit gibt es wohl kein anderes Schlagwort, das
in der Dienstleistungsbranche häufiger verwendet
wird als „Coaching”. Mit mehr als 45 Millionen Tref-
fern beweist alleine schon ein Blick in die Internet-
Suchmaschine Google (Stand: 10.12.2005): Coach-
ing boomt! Dennoch ist das, was mit diesem Begriff
in der Coaching-Praxis durchaus erfolgreich vermark-
tet und verkauft wird, nicht immer seriös und pro-
fessionell. Die ursprünglich verheißungsvolle Idee,
Coaching als Personal- und Persönlichkeitsentwick-
lungsinstrument sowie als spezifische personenzen-
trierte Profession für die Beratung, Betreuung und
Begleitung von Managern und Führungskräften in
konkreten beruflichen Krisensituationen zu etablie-
ren (Rauen 2003, S.1, Schreyögg 1999, S.17 ff.), wird
oftmals von einer Vielzahl von Scharlatanen ver-
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